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MITTEILUNGEN 
Bericht über die „2nd European 
Conference on Precision Agriculture" in 
Odense, Dänemark 
Die alle zwei Jahre stattfindende europäische Conference on 
Precision Agriculture wurde in diesem Jahr vom 11 . bis 15. Juli 
in Odense (Dänemark) abgehalten. Mehr als 300 Teilnehmer aus 
über 25 Ländern nahmen an der Tagung teil. Die größten Teil-
nehmergrnppen kamen aus Dänemark, Großbritannien, Deutsch-
land, Frankreich und den Vereinigten Staaten. Die Teilnehmer 
stammten aus den Bereichen Wissenschaft und Forschung, 
Industrie und in geringerem Umfang aus der landwirtschaft-
lichen Praxis. 
Die Tagung war in mehrere Vortrags- und Postersektionen und 
in eine kommerzielle Ausstellung gegliedert. Die Vorträge wur-
den in zwei parallelen Sektionen durchgeführt. Es wurden insge-
samt 72 Vorträge vorgestellt. Themenschwerpunkte dieser Ta-
gung waren: Soil parameters and crop conditions / Weed, disea-
ses and pests: Location, sensing and sampling / Geostatistics and 
explorative analyses / Precision machinery and implements / 
Yield and quality: Sensing, sampJing and geostatistics /Model-
ling / Decision support, management zones, economy, environ-
ment and system analysis /GIS, mapping terrain analysis / Va-
riable treatment, application and harvesting. Im Vergleich zur 
ersten Tagung 1997 in Warwick (UK) war insbesondere die Zu-
nahme der Beiträge, die sich mit Unkrauterkennung und -be-
kämpfung befassen, auffällig. 
Insgesamt zeigte sich, dass die teilflächenspezifische Landbe-
wirtschaftung zunehmend an Bedeutung gewinnt. Die techni-
schen Möglichkeiten sind inzwischen so weit entwickelt, dass 
teilflächenspezifische Maßnahmen zur Bodenbearbeitung, zur 
Düngung und zum Pflanzenschutz möglich sind. Die Einführung 
neuer Verfahren in die Praxis könnte zu einer Steigerung der 
Leistungsfähigkeit, Wirtschaftlichkeit und Umweltverträglich-
keit der Landwirtschaft führen. Es zeigte sich jedoch auch, dass 
noch verstärkt Anstrengungen unternommen werden müssen, um 
Praxislösungen anzubieten. In einigen Ländern (z.B. Dänemark) 
weist die landwirtschaftliche Beratung schon die Betriebe inten-
siv auf die Möglichkeiten der teilflächenspezifi.schen Bewirt-
schaftung hin. Bemerkenswert ist auch, dass in Dänemark 1998 
die Zahl der pflanzenbaulichen Berater gegenüber 1997 erhöht 
wurde. 
Im Rahmen der Tagung wurden die vielfä ltigen Konzepte und 
Ansätze der teilschlagspezifischen Pflanzenproduktion vorge-
stellt und diskutiert. Ziel war eine Bestandsaufnahme und Bün-
delung der europäischen Aktivitäten. 
Das Institut für Unkrautforschung beteiligte sich mit zwei Vor-
trägen an der Tagung: 1. Variable weed densities and soil pro-
perties in a weed mapping concept for patchy weed control. 2. 
Characterizing spatial and temporal dynamics of weed seedling 
populations. 
Die Diskussionen zeigten, dass die vom Institut für Unkraut-
forschung durchgeführten Forschungsarbeiten von großer Ak-
tualität sind und die Teilflächenunkrautbekämpfung ein wesent-
licher Bestandteil einer zukünftigen situationsgerechten Landbe-
wirtschaftung werden wird. Eine teilflächenorientierte Unkraut-
bekämpfung ermöglicht es, den Einsatz von Herbiziden zu redu-
zieren, ohne dass ökonomische Nachteile für den Landwirt ent-
stehen. Sehr intensiv wird auf diesem Gebiet auch von den Kol-
legen aus Dänemark (Danish Institute of Agricultural Sciences, 
Slagelse) und Großbritannien (Silsoe Research Institute) gear-
beitet. 
Das größte Problem für die Durchführung teilflächenspezifi-
scher Unkrautbekämpfungsmaßnahmen in der Praxis ist die Er-
fassung der Verunkrautung. Eine rasterorientierte Ermittlung 
durch Feldbegehung ist zu zeit- und kostenintensiv und daher in 
der Praxis nicht durchführbar. Es wird nach Möglichkeiten ge-
sucht, den jährlichen Bonitieraufwand zu reduzieren. Dabei zeig-
ten sich mehrere Möglichkeiten: Sensorgestützte Erfassung, au-
tomatische Unkrauterkennung mit digitaler Bildverarbeitung, 
Luftbildaufnahmen, Verwendung von Unkrautkarten verschie-
dener Jahre unter Berücksichtigung der Ortsstabilität von Un-
krautverteilungen, Unkrautdokumentation bei Standardarbeits-
gängen (Düngung, Ernte), Simulationsmodelle zur Populations-
dynamik. Eine Kombination verschiedener Vorgehensweisen 
wurde diskutiert. Deutlich wurde aber auch, dass langfristig au-
tomatische Verfahren zur Unkrauterkennung (z.B . Sensor, Bild-
verarbeitung) in der Praxis benötigt werden. Es existieren bereits 
Verfahren, mit denen man online Vegetation erkennen oder über 
Formenanalyse Pflanzenarten unterscheiden kann. Praxistaug-
lich sind jedoch bisher nur sensorgestützte Ve1fahren, die zwi-
schen dem Boden und dem Pflanzenbewuchs unterscheiden 
(weitreihige Kulturen, Gleisanlagen). Voraussetzung für eine si-
chere Erkennung einzelner Unkräuter mittels Bildanalyse ist, 
dass sich Unkräuter und Kulturpflanzen möglichst nicht über-
lappen, so dass die Unkrauterkennung zunächst auf Hackfrüchte 
mit weiten Reihenabständen beschränkt wird. Aber auch hier ist 
die durchschnittliche Erkennungsrate bisher noch zu gering. 
Nicht geklärt sind bisher die Auswirkungen einer meh1jähri-
gen Teilflächenunkrautbekämpfung (z. B. Folgeverunkrautung). 
Hierzu sind Langzeitversuche zur Populationsdynamik erforder-
lich. Neben der räumlich-zeitlichen Variabilität von Unkrautpo-
pulationen wurden Ergebnisse zum heterogenen Auftreten von 
Maisschädlingen präsentiert. Weiterhin wurde in einer britischen 
Untersuchung über die unregelmäßige Verteilung von Nemato-
den berichtet und Anwendungspotentiale einer Nestbehandlung 
mit Nematiziden diskutiert. Einige Beiträge hatten außerdem die 
teiltlächenspezifische Anwendung von Fungiziden und Wachs-
tumsregulatoren zum Inhalt. 
Insgesamt zeigte sich bei der Tagung, dass eine Teilflächenbe-
wirtschaftung von Ackerflächen nur dann erfolgreich sein kann, 
wenn innerhalb der Ackerschläge eine hinreichend hohe Hetero-
genität des Bodens, der Pflanzenbestände oder des Schaderre-
gervorkommens vorhanden ist. Um die Vorteile einer Teilflä-
chenbewirtschaftung voll ausnutzen zu können, müsste ein land-
wirtschaftlicher Betrieb im Ganzen auf ein entsprechendes Ma-
nagementsystem umgestellt werden. Einzelmaßnahmen (z. B. 
teilschlagorientierte Unkrautbekämpfung auf Einzelschlägen) 
bringen nicht den gewünschten Vorteil, denn die Kosten für die 
Beschaffung der notwendigen Informations- und Regelungs-
technik wären zu hoch. 
Im Rahmen der Tagung fanden zwei Halbtagesexkursionen 
statt. Zum einen wurde das dänische Institut für Landwirtschaft 
in Flakkebjerg besichtigt und zum anderen ein landwirtschaftli-
cher Betrieb (Bramstrup) in der Nähe von Odense, der seit meh-
reren Jahren teilflächenspezifisch geführt wird. 
1 Flakkebjerg 
Das Forschungszentrum Flakkebjerg umfasst die Abteilungen 
für Pflanzenbiologie und Pflanzenschutz und ist eines von 4 Zen-
tren des Danish Institute of Agricultural Science (DIAS). In 
Flakkebjerg sind etwa 200 Mitarbeiter beschäftigt. Bei der Be-
sichtigung wurden einige aktuelle Forschungsprojekte vorge-
stellt. Dabei wurden auch einige Feldexperimente auf dem 170 
ha großen Versuchsgelände erläutert. Außerdem gab es Gelegen-
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heit, verschiedene neu entwickelte Maschinen für die 
teilflächenspezifische Landbewirtschaftung zu sehen. Besonders 
bemerkenswert waren dabei eine fahrzeuggestützte Aufnahme-
einheit zur computerbildanalytischen Unkrauterkennung und 
eine mit DGPS ausgerüstete Feldspritze zur ortsdifferenzierten 
Ausbringung von Pflanzenschutzmitteln der Firma Hardi, bei der 
die verschiedenen Herbizide in konzentrierter Form auf dem 
Schlepper mitgeführt und erst während der Überfahrt auf dem 
Feld je nach Bedmf zu gemischt werden. 
2 Bramstrup 
Der Betrieb bewirtschaftet 330 ha. In der Fruchtfolge werden im 
wesentlichen Winterweizen, Sommergerste und Zuckerrüben an-
gebaut. Seit 1995 werden in Getreide teilflächenspezifische Er-
tragsmessungen vorgenommen, und seit 1996 wird der Dünger 
teilflächenspezifisch ausgebracht. Zusätzlich werden Versuche 
zur Herbizid- und Fungizidapplikation durchgeführt. Im Rahmen 
der Besichtigung wurden alle Dienstleistungen (Bodenproben-
nahme, Bodenanalyse, Beratung) und Maschinen vorgeführt, die 
zur Durchführung des Teilschlagkonzepts notwendig sind. 
In der Abschlussveranstaltung der Tagung wurde auf den For-
schungsbedmf insbesondere im Hinblick auf berührungslose 
Messverfahren, z. B. Reflexionsmessungen über dem Pflanzen-
bestand, sowie eine umfassende ökonomische Bewertung der 
Bewirtschaftungsmaßnahmen hingewiesen. Um eine möglichst 
praxisgerechte Umsetzung zu gewährleisten, wurde eine inten-
sive Beteiligung von Praxis, Wissenschaft und Industrie an den 
Forschungsarbeiten gefordert. Für die Zukunft ist mit einer zu-
nehmenden Anwendung teilflächenspezifischer Bewirtschaf-
tungsmaßnahmen in der landwirtschaftlichen Praxis zu rechnen. 
Die dritte Conference on Precision Agriculture wird 2001 in 
Montpellier, Frankreich, stattfinden. 
H. NORDMEYER und A. H ÄUSLER (Braunschweig) 
Bericht über den Woudschoten Avian 
Workshop 
Vom 26. bis 30. September 1999 fand in Woudschoten (Nieder-
lande) der SETAC Workshop "Harmonised Approaches to Avian 
Effects Assessment" statt, zu dem ca. 50 Fachleute aus 11 Län-
dern eingeladen waren. Es ging um die Bewertung von Pflan-
zenschutzmitteln (und anderen Chemikalien) hinsichtlich der 
Auswirkungen auf Vögel. Ziel war es, den Stand des Wissens zu-
sammenzufassen und Empfehlungen für die routinemäßige Prü-
fung und Bewertung von Effekten auszuarbeiten. Im Mittelpunkt 
standen dabei die folgenden Fragen: 
•Welche Tests sind unter welchen Bedingungen erforderlich? 
•Was ist der minimale Datensatz? 
•Wie viele und ggf. welche Arten sollen geprüft werden? 
•Wie sollen Empfindlichkeitsunterschiede zwischen den Arten 
berücksichtigt werden? 
Für den Workshop waren Fallstudien vorbereitet worden, die aus 
fiktiven, aber realistisch anmutenden Daten zu Pflanzenschutz-
mitteln mit Angaben zur vorgesehenen Anwendung bestanden. 
Bei den Diskussionen blieben Fragen der Exposition außen 
vor. Das war zwar bedauerlich, weil in diesem Bereich der Risi-
koabschätzung größere Lücken und mehr Harmonisierungsbe-
datf bestehen, das Organisationskomitee wollte aber lieber ein 
eng gefasstes Thema gründlich diskutieren; zudem sei die Expo-
sition kürzlich erst ausführlich im ECOFRAM-Projekt der EPA 
behandelt worden. Auch die Testmethoden als solche (beste-
hende OECD-Richtlinien und Entwürfe für revidierte Fassun-
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gen) wurden nicht besprochen, weil diese Arbeit auf der OECD-
Ebene läuft. 
Minimaler Datensatz 
Grundsätzlich wurde empfohlen, den Umfang der Toxizitätsver-
suche flexibel zu handhaben, d.h. die Ressourcen dort einzuset-
zen, wo es sinnvoll und notwendig ist. Als minimaler Datensatz 
für wenig toxische Wirkstoffe wurde ein akut-oraler Test (ggf. 
Limittest) an einer Vogelart und, wenn eine Exposition in der 
Brutzeit möglich ist, ein Ein-Generationstest an einer Vogelart 
angesehen. Dieser Umfang entspricht in etwa dem, was derzeit 
in der EU vorgesehen ist und liegt deutlich unter dem Standard-
Datensatz der EPA. Zwar stimmten auch die Vertreter der EPA 
der Empfehlung zu, es bleibt jedoch abzuwarten, ob die EPA ihre 
Grundsätze wirklich ändert. 
Empfindlichkeitsunterschiede zwischen den 
Vogelarten 
Da sich Vogelarten in der Empfindlichkeit gegenüber chemi-
schen Substanzen unterscheiden, muss bei der Bewertung ein 
entsprechender Unsicherheitsfaktor einkalkuliert werden. Die 
Bewertung wird allerdings verfälscht, wenn ein einheitlicher 
Faktor auf die empfindlichste getestete Art angewendet wird, 
denn der niedrigste Toxizitätswert hat je nach Anzahl der getes-
teten Arten eine unterschiedliche Qualität. Deshalb wurde emp-
fohlen, differenzierte Extrapolationsfaktoren einzusetzen, je 
nachdem wie viele und welche Arten getestet wurden, oder 
Kenngrößen aus der Verteilung der Toxizitätswerte abzuleiten. 
Es gibt derzeit zwei Vorschläge für entsprechende Tabellen, der 
Workshop hat sich jedoch nicht auf eine davon festgelegt. 
Probabilistische Risikoabschätzung 
Die Mehrheit der Teilnehmer betrachtet die Methoden der pro-
babilistischen Risikoabschätzung als Weg der Zukunft bei der 
Bewertung der Auswirkungen von Pflanzenschutzmitteln auf 
Vögel, besonders in Grenzfällen. Wenn, wie beschrieben, Toxi-
zitätsdaten mit ihrer gemessenen oder geschätzten Verteilung in 
die Bewertung eingehen, dann ist das der erste Schritt dazu. Das 
Bestreben geht aber dahin, auch die anderen Eingangsgrößen der 
Bewertung (Steigung der Dosis-Wirkungs-Kurve und die ver-
schiedenen Komponenten der Exposition) durch Verteilungen 
anstatt durch Punktschätzungen zu beschreiben. Bevor solche 
Bewertungsmodelle in die behördliche Praxis eingeführt werden 
können, sind aber noch einige Voraussetzungen zu erfüllen: 
• Die Modelle müssen konkret ausgearbeitet werden. 
• Die Modelle sind so zu beschreiben, dass die Möglichkeiten 
und Grenzen klar werden, damit die Ergebnisse richtig inter-
pretiert werden. 
• Es wird eine entsprechende Software benötigt. 
Eine Konsequenz der probabilistischen Risikoabschätzung ist, 
dass die kritischen Grenzen für TER-Werte neu festgelegt wer-
den müssen. Die Diskussion darüber wurde auf dem Workshop 
noch nicht eröffnet, vielmehr wurde das Thema als Handlungs-
beda1f definiert. 
Tierschutz 
Zu den Zielen des Workshops gehörte es auch, dem Tierschutz 
bei der Prüfung von Pflanzenschutzmitteln an Vögeln Rechnung 
zu tragen. Deshalb war ein entsprechender Fachmann vom briti-
schen Horne Office eingeladen worden. In den Diskussionen 
zeigte sich aber, dass die Mehrheit der Teilnehmer zugunsten des 
Tierschutzes keine wirklichen Kompromisse eingehen mochte. 
Wie vielschichtig das Problem ist, zeigt sich bei der Frage der Li-
mitdosis in akuten Tests: Zwar könnte man die Limitdosis im 
Einzelfall herabsetzen (in Abhängigkeit vom Expositionsszena-
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rio); bei einer solchen fl exiblen Lösung besteht aber die Gefahr, 
dass eine Zulassungsbehörde später den Unsicherheitsfaktor für 
zu niedri g hält und eine Wiederholung des Tests mit einer höhe-
ren Dosis oder einer weiteren Tierart verl angt, so dass der Ge-
winn für den Tierschutz verloren ist. Als Posit ivum bleibt zu ver-
merken, dass für den akuten Test nun ein "Up and down" Ver-
fahren mit verminderter Tierzahl als brauchbar angesehen wird, 
nachdem eine Statistikergruppe Akl'1.1ranz und Präzision dieser 
Methode analys iert hatte. Hier kommt es nun darauf an , die Me-
thode als OECD-Richtlinie herauszub1ingen und bei den Zulas-
sungsanforderungen zu berücksichtigen. 
Bericht 
Die Ergebni sse des Workshops werden in Form ei nes OECD-Be-
richts erscheinen, der im ersten Quartal 2000 druckfertig sein 
soll. G. ]OERMANN (Braunschwei g) 
Eintausend Freisetzungen von GVO 
in Deutschland 
Freisetzungen gentechnisch veränderter Organismen (GVO) 
werden in Deutschland auf Antrag vom Robert-Koch-I nstitut im 
Einvernehmen mit dem Umweltbundesamt und der Biologischen 
Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft genehmigt. Diese 
Anträge gelten oft für mehrere Freisetzungsorte und mehrere 
Jahre hintereinander. Durch die Möglichkeit , in einem verein-
fachten Verfahren weitere Freisetzungsorte zu einem vorher de-
fini erten Züchtungsprogramm nachzumelden, ist die Zahl der bis 
heute genehmigten Freisetzungen für GVO in Deutschland 
schnell auf über 1000 gestiegen. Zwar sind nicht alle diese ge-
planten Freisetzungen bi s zum Ende durchgeführt worden , einige 
durch Feldbesetzungen auch gar nicht erst begonnen , andere vom 
Antragsteller zu irgendeinem Zeitpunkt zurückgezogen worden. 
Dennoch ist diese magische Grenze Anlass, die Bedeutung der 
Gentechnik in der Praxis hervorzuheben. Mit der kommenden 
Vegetationsperiode werden über 1000 Felder in Deutsch land mit 
gentechni sch veränderten Kulturpflanzen bestellt gewesen sein. 
Die Zahl der GVO in unserer Umwelt nimmt kontinuierlich zu. 
Ein Blick auf di e übrigen Länder der Europäischen Union 
zeigt, dass international die Anwendung der Gentechnik in der 
Landwirtschaft nicht aufzuhalten ist. In der EU sind bisher 1600 
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Diagramm 2. Freisetzungen gentechnisch veränderter Kulturpflanzen 
in Deutsch land. 
~ 
-
~ 
-
1 
1 
-
4J% 
-0% 
"' 
„ 
"' ~ c. "' "i6 ~ =2 ::;; ii; t:: 
"' 
.X 
u 
"' 
" N 
~ 
~ 
„ 
.X Qi 
·= "' 
c. 
" 
:J c. 
1ii "' "' .... c. c. 
7 
" ~ 
Dlnsekte11-Resistmz: CJl\ 
o männ liehe Sterilttät 
o B~eriet1-Resistenz 
• Pilz- Resistenz 
o nur Mil"kerge11e 
oVims- Resistenz 
B Melaholisnus-
Verändemngen 
o Herbizid- Resistenz 
Diagramm 3. Neue Eigenschaften gentechnisch veränderter Kultur-
pflanzen in Deutschland(% der Anträge). 
Anträge mit daraus resultierenden 9300 Freisetzungen gestellt 
worden. Bei der Zahl der Anträge liegt Deutschland mit 175 an 
4. Stelle, bei der Zahl der Freisetzungen von 1990 bi s 1999 an 
3_ Stelle und mit 430 Freisetzungen alle in im Jahr 1999 an 
2. Stelle. 
Die wichtigsten Kulturpflanzen (h ier: GVP) sind für die Gen-
technik in Deutschland Raps, Zuckerrübe, Mais und Kartoffel. 
Die gentechni sch neu eingeführten E igenschaften sind aus 
Diagramm 3 zu ersehen. E in GVO kann hierbei mehrere neue 
Eigenschaften enthalten. 
Im Internet können unter http://www.bba.de/gentech/ 
gentech.htm zu Stati stiken auch Volltextdokumente der relevan-
ten deutschen Gesetze und europäischen Verordnungen in den 
Bereichen Gentechnik: und Umweltschutz aus unserer Bio-
Search-BBA-DataBase abgerufen werden. 
J. LANDSMANN (Braun schweig) 
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B.t.-Mais: Anbau gebremst 
Das Robert-Koch-Institut (RKI) hat am 16. Februar 2000 auf 
Grundlage des § 20 Abs. 2 des Gentechnikgesetzes das Ruhen 
der Genehmigung zum Inverkehrbringen des gentechnisch ver-
änderten B.t.176-Maises in Deutschland angeordnet. 
Anfang 1997 war der B.t.176-Mais gemäß der Richtlinie 
90/220/EWG auf Grund eines Antrages aus Frankreich unter Be-
teiligung aller EU-Staaten von der EU-Kommission in den Ver-
kehr gebracht worden. Damit konnte dieser gentechnisch verän-
derte Mais bisher in Deutschland und anderen europäischen 
Staaten angebaut werden. Zum kommerziellen Vertrieb des 
Maissaatgutes ist jedoch eine Sortenzulassung notwendig. Diese 
kann nach melujährigem Prüfverfahren in einer Sortenprüfung 
von einem Sortenamt der Europäischen Union (EU) erteilt wer-
den. Das Bundessortenamt (BSA) führt die Sortenprüfung in 
Deutschland durch. Nach einer Aufnahme in die deutsche und 
europäische Sortenliste hätte diese gentechnisch veränderte Kul-
turpflanze in Ländern der EU uneingeschränkt vertrieben und an-
gebaut werden können. 
Da die Voraussetzungen zum ungehinderten Anbau des 
B.t.176-Maises durch das Ruhen der Genehmigung zum Inver-
kehrbringen nicht mehr vorliegen, hat die Antragstellerin das 
BSA ersucht, das Verfahren bezüglich der Erteilung des Sorten-
schutzes und der Sortenzulassung bis auf weiteres ebenfalls 
ruhen zu lassen. 
Als Begründung für das Ruhen der Genehmigung zum Inver-
kehrbringen des B.t.176-Maises sind Vorsorgeerwägungen ge-
nannt. Bei der Entscheidung der EU-Kommission zum Inver-
kehrbringen waren wissenschaftliche Bewertungen vieler inter-
nationaler Experten berücksichtigt worden und hatten zu der 
Schlussfolgerung geführt, dass die in den Mais eingeführten 
neuen Eigenschaften keine negativen Auswirkungen für den 
Menschen und die Umwelt befürchten lassen. Auch die Biologi-
sche Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft (BBA) war im 
Rahmen der nationalen Beteiligung bei der Prüfung des Inver-
kehrbringens zu dem Ergebnis gelangt, dass unter Einbeziehung 
des Standes von Wissenschaft und Technik sowie ihrer eigenen 
Forschungen kein unvertretbares Risiko vorliegt. In der Zwi-
schenzeit sind weitere Laboruntersuchungen zu Wirkungen des 
in die Maispflanzen eingebrachten B.t.-Endotoxins auf Nichtzie-
linsekten publiziert worden. Im Februar 2000 hat das Öko-Insti-
tut in Freiburg ein neues Gutachten über die therapeutische 
Relevanz von Antibiotika vorgelegt. Hier sei auch auf einen Dis-
kussionsbeitrag von K. SMALLA aus der BBA hingewiesen 
(Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. 52 (3), 2000, S. 62-08). 
Vor Deutschland haben bereits Österreich, Luxemburg, Däne-
mark, Griechenland, Großbritannien und Frankreich die Geneh-
migung zum Inverkehrbringen des gentechnisch veränderten 
B.t.176-Maises national ausgesetzt. Begründet werden diese 
Maßnahmen vor allem mit dem Antibiotikaresistenzgen, das als 
Bestandteil des Transformationsvektors im B.t.176-Mais vor-
handen ist. 
Es wird befürchtet, dass eine zusätzliche Verbreitung von 
Antibiotikaresistenzgenen die Anwendung der entsprechenden 
Antibiotika in medizinischen Therapien beeinträchtigen könnte. 
Die Realisierung dieser Befürchtung ist allerdings in dem vor-
liegenden Fall wenig wahrscheinlich; dieses Antibiotikaresis-
tenzgen ist in den Maispflanzen nur noch in inaktiver Form vor-
handen, die Ausbreitung des Gens von den Pflanzen auf medizi-
nisch relevante Mikroorganismen wird als sehr selten erachtet -
wenn sie überhaupt in der Natur stattfindet-, und das betreffende 
Antibiotikaresistenzgen ist bereits unter Bakterien so weit ver-
breitet, dass solche zunächst hypothetischen Gentransferereig-
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nisse nach dem Stand der Wissenschaft keine therapeutische 
Bedeutung erlangen würden. 
Die aus dem Bacillus thuri11giensis (B. t.) auf den Mais 
hauptsächlich zur Bekämpfung des Maiszünslers übertragene 
Insektenresistenz stellt eine neue Einsatzform eines bewährten 
Pflanzenschutzmittels dar. B.t.-Präparate werden seit Jahrzehn-
ten in der konventionellen Landwirtschaft und im ökologischen 
Landbau großflächig angewendet. Während das Wirkungsspek-
trum des B.t.-Endotoxins in den Pflanzen nicht verändert ist, 
wird im Freiland der Kreis betroffener Insektenarten durch seine 
Ausprägung in den Pflanzen eher eingeschränkt. Allerdings wird 
der Selektionsdruck auf die mögliche Entwicklung gegen B.t. -
Endotoxin resistenter Schadinsektenpopulationen größer durch 
die kontinuierliche Endotoxin-Expression in den Pflanzen. Um 
dem entgegenzuwirken, wird international und auch von der 
BBA empfohlen, Anbaustrategien zum Resistenzmanagement 
zu entwickeln und anzuwenden. 
Neuere Untersuchungen unter Laborbedingungen zu den in 
die Maispflanzen eingebrachten B.t.-Endotoxinen haben die 
bekannte spezifische Insektentoxizität bestätigt. Hierbei sind 
schädliche Effekte auf Larven des amerikanischen Monarchfal-
ters beobachtet worden, die Pollen des B.t.-Maises gefressen hat-
ten. In der Natur ist Mais keine Wirtspflanze des Monarchfalters, 
doch kann der Maispollen auf benachbarte vom Monarchfalter 
besuchte Pflanzen verweht werden. In anderen Laborexperimen-
ten sind Florfliegen geschädigt worden, nachdem sie u. a. Mais-
zünslerraupen gefressen hatten, die mit dem B.t.-Mais gefüttert 
worden waren. Inwieweit diese Beobachtungen für Auswirkun-
gen im Freiland von Bedeutung sind, könnte im Rahmen von 
biologischer Begleitforschung zum Anbau von B.t.-Mais unter-
sucht werden. 
Die Herbizidresistenz in diesem transgenen Mais wirkt ge-
gen den Wirkstoff Glufosinat (Phosphinothricin). Die sach-
gemäße Anwendung eines entsprechenden Herbizids in Glufo-
sinat-resistentem Mais entsprechend der Zulassung durch die 
BBA stellt kein unvertretbares Risiko für den Menschen und 
die Umwelt dar. Im B.t.176-Mais ist allerdings die Ausprä-
gung der Herbizidresistenz zu gering, um eine landwirtschaft-
lich nutzbare Feldapplikation entsprechender Herbizide zu er-
lauben. 
Die Wahrscheinlichkeit, allergene Reaktionen bei Menschen 
auszulösen, die bestimmte Empfindlichkeiten entwickelt haben, 
erscheint für gentechnisch veränderte Produkte nicht größer als 
für konventionelle Züchtungen. Das Gentechnikgesetz hat einen 
umfassenden Rahmen für die Prüfung auf größtmögliche Sicher-
heit transgener Organismen und hieraus abgeleiteter Produkte 
aufgestellt. Der Anbau von gentechnisch veränderten Pflanzen 
auf einer Fläche von weltweit bisher insgesamt 80 Millionen ha 
sowie des B.t.176-Maises in Europa auf bisher ca. 50000 ha hat 
keine Schädigungen der Umwelt aufgezeigt. 
Über das in Deutschland angeordnete Ruhen der Genehmi-
gung zum Inverkehrbringen muss gemäß Artikel 16 in Ver-
bindung mit dem Verfahren des Artikels 21 der Richtlinie 
90/220/EWG vor der EU-Kommission innerhalb von drei 
Monaten verhandelt und entschieden werden. Wirkung könnte 
hierbei auch die bevorstehende Novellierung der Richtlinie 
90/220/EWG entfalten. Wichtig ist, dass die Entscheidungen un-
ter den Aspekten des Standes von Wissenschaft und Technik ste-
hen und die Entwicklung der Gentechnik als Zukunftstechnolo-
gie berechenbar bleibt. National hat das RKI am 22. März 2000 
Ausnahmen vom Anbaustopp des B.t. l 76-Maises zugelassen. 
Diese betreffen einen diesjährigen wissenschaftlich begleiteten 
Anbau auf 500 ha zur Klärung umweltspezifischer, agronomi-
scher und pflanzenschutzspezifischer Fragen. 
J. LANDSMANN (Braunschweig) 
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Bericht über den XIV. Internationalen 
Pflanzenschutzkongress IPPC 
in Jerusalem, Israel 
Der International Plant Protection Congress (IPPC) fand vom 
25. bis 30. 7. 99 in Jerusalem statt. Das Motto, unter dem die 
Tagung stand, Plant Protection Tmvards the Third Millenium -
Where Chemist1y Meers Ecology war als der Versuch zu verste-
hen, die verschiedenen Pflanzenschutzthemen und -methoden 
unter das Dach des integrierten Pflanzenschutzes (IP) zu stellen 
als zukunftsweisende Strategie für das nächste Jahrtausend. Wo-
bei Inhalte und Strömungen im IP nicht nur von pflanzenbauli-
chen Belangen abhingen, sondern ebenso von gesellschaftlichen, 
politischen und technologischen Entscheidungen, wie es Dr. 
JEGER (Wageningen/Niederlande) in seinem Plenarvortrag aus-
drückte. Insgesamt aber waren Themen der Ecology, wie z. B. 
das Wirkungsgefüge der Schad- und Nutzorganismen und Aus-
wirkungen von Chemistry auf den Naturhaushalt, nur recht 
schwach vertreten. Dies lag wohl auch am Tagungsort, zu dem 
vor allem viele Teilnehmer aus den USA und dem mediterranen 
Raum anwesend waren, wo die Ökonomie der landwirtschaftli-
chen Produktion eindeutig im Vordergrund steht. 
An Themen war der gesamte Pflanzenschutz vertreten: Appli-
kationstechnik, Gentechnik, Mykologie, Entomologie, Herbolo-
gie, Resistenzforschung und -management, biologische Schäd-
lingsbekämpfung, pflanzenbauliche Methoden und Lückenindi-
kationen. Der Schwenk zum integrierten Pflanzenschutz ist da-
bei immer wieder gut geglückt, wobei aber meist theoretisiert 
wurde, konkrete Inhalte zur praktischen Durchführung eines IP-
Managements wurden meist nur in Ansätzen aufgezeigt. 
Die Tagung war sehr gut und professionell organisiert. 
Annähernd 1000 Teilnehmer aus 26 Nationen nahmen am Kon-
gress teil , wobei die Mehrzahl aus Israel und den USA kam. Auf-
fallend war der bereits recht intensive wissenschaftliche Kontakt 
vieler Staaten mit osteuropäischen Staaten. Deutschland war mit 
etwa 20 Teilnehmern vertreten. Insgesamt wurden fast 400 Pos-
ter präsentiert und ca. 250 Vorträge. Die Biologische Bundesan-
stalt für Land- und Forstwirtschaft (BBA) beteiligte sich mit fol-
genden Themen: Effect of pesticides on larval stages of the cara-
bid beetle Poecilus cupreus; Effect of different greenhouse cli-
matisation and climate regions on the population of applied an-
tagonists - influences on their use; A new application technique 
in greenhouse row crops; Effects of plant protection products on 
terrestrial non-target. 
Morgens fanden jeweils Plenarvorträge statt, gefolgt von Vor-
trägen parallel in jeweils 7 verschiedenen Sektionen. Nach Pos-
terdiskussionen am Nachmittag folgten nochmals Sektionsvor-
träge. Das Programm wurde von einer Feldexkursion abgerun-
det. So konnte ein biologisch produzierender Kibbuz im Jordan-
tal besichtigt werden, in den eine Produktionsstätte für Nützlinge 
(„BIO-BEE") integriert ist, welche 90 % ihrer Produkte weltweit 
vermarktet bis in die USA, Japan und neuerdings auch in die 
osteuropäischen Staaten. 
Durchgängig in allen Sektionen kam immer wieder die 
Schwierigkeit der Integration einzelner Pflanzenschutzmaßnah-
men in ein Gesamtkonzept zu Tage. Dabei kam die Notwendig-
keit der Einbindung pflanzenbaulicher Maßnahmen in ein IP-
Management zur Sprache, was nach Meinung vieler in den 
zurückliegenden Jahren sehr vernachlässigt wurde. Gerade bei 
der Nutzung antagonistisch wirkender Präparate wurde eine bes-
sere Abstimmung zwischen pflanzenbaulichen Methoden und 
dem Einsatz solcher Präparate gefordert. Bedeutend ist auch die 
Verbesserung der Qualitätsstandards solcher Produkte und der 
Formulierungen. Gentechnische Veränderungen der Antagonis-
ten wurden als mögliche Erweiterung für Nutzungsmöglichkei-
ten diskutiert. 
Auffällig war die unterschiedliche Einschätzung der Nutzung 
gentechnisch veränderter Organismen zwischen Wissenschaft-
lern aus den US A und z. B. europäischen Wissenschaftlern . 
Während in den USA seit Jahren darüber nachgedacht würde, 
wie die gentechnisch veränderten Produkte der Firmen unter 
Schutz gestellt werden könnten, würde man bei uns mehr Augen-
merk auf die Sicherung der Umwelt und des Verbrauchers legen. 
Sowohl bei der Entwicklung gentechnisch veränderter Pflan-
zen als auch bei der Entwicklung von Präparaten auf antagonis-
tischer Basis traten die unterschiedlichen Vorgehensweisen ande-
rer Staaten im Vergleich zu unsrigen zu Tage. Oft werden in an-
deren Ländern solche Produkte von staatlichen Forschungsein-
richtungen gemeinsam mit der Industrie entwickelt. Begleitet 
werden besondere Fälle oft von Anfang an mit den für die Zulas-
sung/Genehmigung zuständigen Behörden, so dass langjährige 
Entwicklungen Schritt für Schritt in die Praxis begleitet werden. 
Erstaunlich gute Bekämpfungsmöglichkeiten wurden von is-
raelischen Wissenschaftlern vorgetragen, die mit Hilfe UV-un-
durchlässiger Folie einen massiven Rückgang an Schädlingen 
und Krankheiten an Fruchtgemüsen im Gewächshaus erzielen 
konnten. Dabei standen die Pflanzen der verschiedenen Varian-
ten in einem Haus, ohne durch Querwände voneinander abge-
trennt. Der eine TeiJ des Hauses war mit der UV-undurchlässigen 
Folie abgedeckt, der andere mit konventioneller PE-Folie. Der 
Gesundheitsstatus der Pflanzen unter der Testfolie war überra-
gend besser und die Pflanzen deutlich größer. Als Ursache dieser 
Effekte wird eine Desorientierung der Insekten vermutet, die un-
ter der UV-undurchlässigen Folie nicht mehr zur Wirtsfindung in 
der Lage seien. Bei den pilzlichen Erregern soll vor allem die 
Sporulation unterdrückt werden, welche durch UV-Licht stark 
gefördert wird. Die Versuche werden wiederholt, und es bleibt 
mit Spannung abzuwarten, ob sich diese eindeutigen und großen 
Unterschiede wieder erzielen lassen. 
Einige Themen betrafen auch die Hitzesterilisation von mit 
Folien abgedeckten Böden durch Sonneneinstrahlung (Solarisa-
tion). Dies ist in Israel eine weit verbreitete Methode zur 
Bekämpfung bodenbürtiger Schaderreger. Untersucht wurde die 
Möglichkeit der zusätzlichen Nutzung von Antagonisten nach ei-
ner Solarisation. Die Idee dabei ist, hohe Populationsdichten bo-
denbürtiger Schadorganismen durch Solarisation zu senken und 
anschließend mit Hilfe der Antagonisten den Schaderregerbefall 
möglichst niedrig zu halten. 
Einen auffallend großen Raum nahmen die Sektionen zur Re-
sistenz von Schaderregern gegenüber Pflanzenschutzmitteln ein. 
Hierin drückt sich eine weltweit immer größer werdende Brisanz 
aus, die vor allem in den warmen Klimaten zu teils massiven 
Problemen führt. So wurde aus Israel über Herbizid resistenzen 
bei mehreren Unkräutern und verschiedenen Wirkstoffen berich-
tet. Die für das Zulassungsverfahren auch in Deutschland bedeu-
tende Richtlinie zur Bewertung des Resistenzrisikos von Schad-
erregern gegen Pflanzenschutzmittel wurde von der EPPO vor-
gestellt und eine Veröffentlichung noch für 1999 angekündigt. 
Zum Schluss noch eine Anmerkung die Arbeiten des Zulas-
sungsverfahrens betreffend. Bei der Diskussion um die Integra-
tion von antagonistischen Präparaten in ein IP-Programm wurde 
immer wieder die Bedeutung der Nutzung dieser Produkte im 
Wechsel oder gemeinsam mit chemischen Produkten hervorge-
hoben. Hierin werden verschiedene Vorteile gesehen: in der 
Resistenzstrategie, in der Rückstandsbelastung und in den Um-
weltauswirkungen. Im Hinblick auf die Wirksamkeitsprüfu ng 
solcher Produkte ist neben der Prüfung des Produktes selbst auch 
eine kombinierte Anwendung in Spritzfolgen zu erwägen, da 
eine alleinige Anwendung antagonistischer Präparate natur-
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gemäß oft nicht die gewünschte Wirkung erbringt. Insofern sollte 
auch die Prüfstrategie bei Wirksamkeitsversuchen mit solchen 
Produkten überdacht werden, um ihnen den für sie vielleicht spe-
zifischen Platz im IP einräumen zu können und um sie zum Nut-
zen für die landwirtschaftliche Praxis zur Verfügung zu stellen. 
Es bleibt zu erwähnen, dass der nächste internationale Pflan-
zenschutzkongress für das Jahr 2003 in Peking geplant ist. 
G. KRAL und u. HEIMBACH (Braunschweig) 
Protokoll der 35. Sitzung des Wissen-
schaftlichen Beirats der Biologischen 
Bundesanstalt für Land- und Forstwirt-
schaft (BBA) 
am 1. September 1999 in Dossenheim 
Am 1. September 1999 trifft sich der Wissenschaftliche Beirat 
der Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft 
(BBA) im Institut für Pflanzenschutz im Obstbau in Dossenheim 
zu seiner 35. Sitzung. Der Vorsitzende des Wissenschaftlichen 
Beirats der BBA, Professor Dr. FüHR, begrüßt die Beiratsmit-
glieder sowie die Vertreter der BBA. Nach einer kurzen Darstel-
lung der bisher durch den Wissenschaftlichen Beirat geleisteten 
Arbeit erhält der Präsident der BBA, Professor Dr. KLINGAUF, 
Gelegenheit, die Beiratsmitglieder über Entwicklungen in der 
Anstalt seit der letzten Zusammenkunft vor einem Jahr zu infor-
nueren: 
Forschungsaktivitäten der BBA des letzten Jahres 
Die BBA hat eine erneute fachliche Überprüfung der For-
schungsinhalte der im „Rahmenkonzept für die Bundesfor-
schungsanstalten im Geschäftsbereich des BML" (Rahmenkon-
zeption 2005) beschriebenen Wissenschaftlerstellen unter 
Berücksichtigung der relevanten Aussagen in der Koalitionsver-
einbarung zwischen SPD und Bündnis 90/Die Grünen vom 28. 
September 1998 vorgenommen. Der Präsident verweist auf eine 
Veröffentlichung der BBA zu diesem Thema im Nachrichtenblatt 
des Deutschen Pflanzenschutzdienstes (51(3),1999, S. 57-61). 
Aus der Sicht der BBA sind in der Koalitionsvereinbarung 
zwischen SPD und Bündnis 90/Die Grünen fünf Bereiche ange-
sprochen, in denen die Biologische Bundesanstalt mit Aktivitä-
ten vertreten ist. Es sind dies: 
Reduzierung des Pflanzenschutzmitteleinsatzes, 
Umweltgerechte Erzeugung (pflanzlich), 
Systematische Weiterentwicklung verantwortbarer Inno-
vationspotentiale der Bio- und Gentechnologie, 
Verstärkung der Risiko- und Sicherheitsforschung; Aus-
wirkungen beim Einsatz von Antibiotika-Resistenz-Genen 
sowie 
Langzeitmonitoring der Auswirkungen des Anbaus trans-
gener Pflanzen. 
Seit 1998 wurden in der BBA 52 neue Forschungsthemen be-
gonnen, wobei der größte Anteil dem Bereich „Schutz des Na-
turhaushaltes" zuzuordnen ist. Die Drittmittelforschung stellt ei-
nen unverzichtbaren Bestandteil der Forschungsaktivitäten der 
BBA dar. Der Präsident betont, dass die Drittmittelfinanzierung 
zur Wahrnehmung zeitlich begrenzter Forschungsaufgaben her-
vorragend geeignet ist, die Einwerbung von Drittmitteln jedoch 
aufgrund wachsender Konkurrenz immer schwieriger wird. Den 
größten Anteil der Drittmittel erhält die BBA von der Europäi-
schen Union, gefolgt von der Deutschen Forschungsgemein-
schaft und dem Bund (BMBF u. a.). 
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Bei der Betrachtung der Aufteilung der in der BBA vorhande-
nen Wissenschaftlerkapazität auf die Bereiche Forschung und 
Hoheitsaufgaben wird deutlich, dass der Anteil der für die 
Durchführung hoheitlicherAufgaben eingesetzten Wissenschaft-
lerkapazität deutlich zunimmt. 1995 waren 52 % der Wissen-
schaftler in den Instituten der BBA mit hoheitlichen Aufgaben 
befasst, 1998 waren es bereits 62 % und im Jahre 2005 werden es 
nach den Vorgaben der Rahmenkonzeption 2005 voraussichtlich 
73 % sein. 
Die Zahl der mit Hoheitsaufgaben befassten Wissenschaftler 
der BBA kann nicht wesentlich reduziert werden. Die nach der 
Rahmenkonzeption 2005 vorgesehenen Einsparungen werden 
zu Lasten des Forschungsbereiches erbracht werden müssen. Es 
wird sich erst nach den Umsetzungen der Forderungen der Rah-
menkonzeption 2005 zeigen, ob es durch die neben der Perso-
nalreduzierung ebenfalls vorgesehene Verringerung von BBA-
Standorten und Zusammenlegung von Instituten zu den prog-
nostizierten Synergieeffekten kommt. Gegenwärtig hat die BBA 
ihre Aktivitäten bei der Einwerbung von Drittmitteln, Durch-
führung von instituts- und fachgruppenübergreifenden Projek-
ten, Kooperation mit Universitäten und Landesanstalten sowie 
bei der fachlichen Betreuung von BML-geförderten Forschungs-
vorhaben verstärkt. 
Präsident KLINGAUF stellt Beispiele aus der aktuellen For-
schungsarbeit der BBA vor: 
Konservierende Bodenbearbeitung 
Durch eine konservierende Bodenbearbeitung kann das Risiko 
der Abschwemmung von Pflanzenschutzmitteln (runoff) redu-
ziert werden. Die Auswirkungen einer konservierenden Boden-
bearbeitung auf den Pflanzenschutz werden im Institut für Pflan-
zenschutz in Ackerbau und Grünland in unterschiedlichen 
Fruchtfolgen untersucht. Eingesetzt werden eine konventionelle 
Bodenbearbeitung mit Pflug, eine Bodenbearbeitung ohne Pflug 
mit oberflächlicher Lockerung und das Direktsaatve1fahren. Er-
mittelt werden das Auftreten von Krankheiten, Schädlingen und 
Unkräutern sowie Auswirkungen auf ökologische Parameter und 
das Rückstandsverhalten von Pflanzenschutzmitteln. Ziel ist die 
Entwicklung angepasster Pflanzenschutzstrategien und die öko-
nomische Beurteilung und Optimierung der Verfahren. 
Rostbefall an Strauchmargeriten 
ln den letzten Jahren wurde in Deutschland wiederholt Rostbe-
fall an Strauchmargeriten (Argyranthemum frutescens) festge-
stellt. Der bisher nicht näher bestimmbare Rostpilz scheint auf 
Strauchmargeriten spezialisiert zu sein. 
Am Institut für Pflanzenschutz im Gartenbau der BBA wurde 
ein Sortiment von 19 Strauchmargeritensorten im Gewächshaus 
auf seine Anfälligkeit für diesen Pilz getestet. Alle geprüften 
gelbblühenden Sorten erwiesen sich als hochanfällig, während 
weißblühende Sorten keinen oder nur sehr schwachen Rostbefall 
aufwiesen. Die im Zierpflanzenbau gegen Rostpilze zugelasse-
nen Fungizide sind gegen den A1xvra11the111um-Rost ausreichend 
wirksam. Langfristig sollte jedoch eine gezielte Selektion auf wi-
derstandsfähige Sorten vorgenommen werden. 
Phytophthora-Befall an Gehölzen 
In Baumschulen gehören Phytophthora-Arten seit vielen Jahren 
zu den wirtschaftlich wichtigsten Krankheitserregern. Auch an 
Baumbeständen in der freien Landschaft, im Wald und im Öf-
fentlichen Grün werden zunehmend Schäden mit typischen 
Symptomen einer Stamm- und Wurzelfäule, wie durch Phyto-
phthora-Arten hervorgerufen, beobachtet. Bisher ist nicht be-
kannt, welche Phytophthora-Arten die Gehölze befallen, welche 
Herkunft die Erreger haben und wie sie in die Bäume gelangen. 
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Neben der Klärung der Äthiologie werden vorbeugende oder di-
rekte Bekämpfungsmaßnahmen erarbeitet. 
Entwicklung von Sprührobotern für den Einsatz im Unter-
glasanbau 
Pflanzenschutzmittel werden im Gemüse- und Zierpflanzenbau 
in Gewächshäusern überwiegend mit handgeführten Spritzgerä-
ten ausgebracht. Dies erfordert einen hohen Arbei tsaufwand bei 
nicht befriedigender Spritzqualität. Es wurde ein automatischer 
Sprühroboter entwickelt, der die Pflanzenschutzmittel zielgenau 
und gleichmäßig im Bestand appliziert, ohne dass sich Personen 
im Gewächshaus aufhalten müssen. Der elektrisch angetriebene 
Sprühroboter wird beispielsweise auf die Heizungsrohre des Ge-
wächshauses aufgesetzt und kann dadurch wie auf einer Schiene 
die einzelnen Reihen des Pflanzenbestandes abfahren. Dabei 
wird eine gleichmäßige Benetzung der Blattober- und -untersei-
ten erzielt. 
Erfahrungen der BBA in Pflanzenschutz und 
Phytopathologie und praktische Umsetzung durch 
Information 
Der Präsident gibt einen Überblick über die Vielzahl von Tagun-
gen sowie Sitzungen wichtiger Fachbeiräte und Arbeitsgruppen, 
die in der BBA stattfinden, und weist auf die zahlreichen Veröf-
fentlichungen der wissenschaftlichen Mitarbeiter der Anstalt hin. 
Hierzu stehen die Reihen „Berichte aus der Biologischen Bun-
desanstalt für Land- und Forstwirtschaft" und „Mitteilungen aus 
der Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft" 
sowie das „Nachrichtenblatt des Deutschen Pflanzenschutz-
dienstes" zur Verfügung. Ein anderer Teil der Veröffentlichungen 
erscheint in in- und ausländischen Fachzeitschriften. Darüber 
hinaus präsentiert sich die BBA im Internet mit einem umfang-
reichen Informationsangebot, das kontinuierlich weiter ausge-
baut wird. Eine der neusten Rubriken ist ein umfassendes Infor-
mationssystem zum Pflanzenschutz im ökologischen Landbau. 
Das novellierte Pflanzenschutzgesetz von 1998 hat der BBA 
hierzu bestimmte Aufgaben übertragen. So werden neben den 
gesetzlichen Grundlagen die im ökologischen Landbau erlaubten 
und zugelassenen Pflanzenschutzmittel sowie die Liste der 
Stoffe und Zubereitungen für die Herstellung von Pflanzen-
schutzmitteln zur Anwendung im eigenen Betrieb im Internet 
bekanntgemacht. Ferner wird eine Liste der Pflanzenstärkungs-
mittel veröffentlicht. Ein weiterer umfassender Bestandteil des 
Informationsangebotes sind Erläuterungen zu ausgewählten 
Stoffen, die im ökologischen Landbau Verwendung finden, und 
zu speziellen Problemen der Krankheits- und Schädlingsregulie-
rung. Weiterhin sind Zusammenfassungen von Fachgesprächen 
zu Fragen des Pflanzenschutzes im ökologischen Landbau im 
Internet verfügbar. Diese von der BBA organisierten Fach-
gespräche haben das Ziel, Handlungsbedarf aufzuzeigen und 
Forschungs- sowie Entwicklungsarbeiten zu initiieren. 
Rahmenkonzept für die Bundesforschungsanstalten 
im Geschäftsbereich des BML 
Die Rahmenkonzeption 2005 sieht für die BBA einen Abbau des 
Stellenbestandes von 682 auf 560 Stellen vor. Präsident 
KLINGAUF berichtet, dass in der BBA die geforderten Stellen-
einsparungen im wissenschaftlichen und im technischen Bereich 
nahezu erfüllt sind, der geforderte Abbau des Stellenbestandes 
im Bereich der Arbeiter allerdings bis 2005 nicht erreicht werden 
wird. Die Personaleinsparung allein bedeutet noch keine Umset-
zung des Konzepts. Durch die vorgesehene Reduzierung der 
Zahl der Standorte der BBA von zehn auf drei sollen Synergie-
effekte erzielt werden. Hinsichtlich der Zusammenlegung von 
Standorten konnten im vergangenen Jahr jedoch keine Fort-
schritte erreicht werden. Das Fehlen von Synergieeffekten be-
dingt einen Mehrbedaif an technischem Personal und Arbeitern. 
Standort Braunschweig 
Die hoheitlichen Aufgaben der BBA sollen am Standort Braun-
schweig konzentriert werden. Zwei Außeninstitute und die 
Außenstellen mehrerer Institute sowie der Abteilung für Pflan-
zenschutzmittel und Anwendungstechnik und der Abteilung für 
nationale und internationale Angelegenheiten der Pflanzenge-
sundheit sollen nach Braunschweig verlegt werden. Vorausset-
zung hierfür sind zusätzliche Gebäude, Laboratorien und Ge-
wächshäuser. Ziel des ersten Bauabschnitts ist der Neubau des 
Instituts für Pflanzenschutz im Forst und Wirbeltierkunde 
einschließlich des Neubaus von Tierställen und eines Insektari-
ums, die auch der Nutzung durch weitere BEA-Institute dienen 
sollen. Ein zweiter Bauabschnitt sieht den Neubau eines multi-
funktionalen Zentralgebäudes für Leitung, Hauptverwaltung, Bi-
bliothek, Zentrale EDV-Gruppe, Tagungszentrum und Kantine 
vor. Der Ersatz abgängiger Gewächshäuser wurde gesondert ge-
plant. Mit den Baumaßnahmen ist bisher noch nicht begonnen 
worden. 
Standort Ost 
Die Planungen für die Ansiedlung der BBA am Stadtrand von 
Potsdam (Potsdam-Wilhelmshorst) stagnieren. In dem Projekt 
„Umwelttechnologiepark des Landes Brandenburg" waren die 
BBA, das Landesumweltamt des Landes Brandenburg und 
kleine und mittlere Unternehmen aus dem Bereich der Umwelt-
technologie als Hauptnutzer vorgesehen. Die Erschließung der 
Liegenschaft und die Etablierung von Serviceeinrichtungen soll-
ten von den künftigen Nutzern gemeinsam getragen werden, das 
Land Brandenburg hat sich jedoch aus den Planungen für den 
Umwelttechnologiepark zurückgezogen. 
Nach dem offenbaren Scheitern dieses Projektes stehen die 
Beibehaltung des Standortes in Berlin-Dahlem und die Verle-
gung des Kleinmachnower Anstaltsteils nach dorthin wieder im 
Vordergrund der Überlegungen zur Einrichtung eines Standortes 
Ost der BBA. 
Standort Südwest 
Für den Standort Südwest der BBA ist ein gemeinsames Institut 
für Pflanzenschutz im Obst- und Weinbau geplant. Dafür gibt es 
drei Modelle. 
Das erste Modell sieht die Zusammenführung des Instituts für 
Pflanzenschutz im Obstbau, Dossenheim, und des Instituts für 
Pflanzenschutz im Weinbau, Bernkastel-Kues, am Standort Sie-
beldingen der Bundesanstalt für Zi.ichtungsforschung an Kultur-
pflanzen (BAZ) vor. Diese Planung hat sich aus fachlichen Grün-
den als nicht durchführbar erwiesen. 
Das zweite Modell besteht in der Umsetzung des Instituts 
für Pflanzenschutz im Weinbau von Bernkastel-Kues an den 
Standort Siebeldingen der BAZ, so dass die beiden Teile des neu 
zu gründenden Instituts räumlich getrennt bleiben. 
Das dritte Modell sieht die Zusammenführung des Instituts für 
Pflanzenschutz im Obstbau und des Instituts für Pflanzenschutz 
im Weinbau am Standort Dossenheim vor. 
Dr. DlCKLER, Leiter des Instituts für Pflanzenschutz im Obst-
bau, erläutert den Beiratsmitgliedern die große Bedeutung des 
Obstbaus in Baden-Württemberg, die die hervorragende Eig-
nung des Standortes Dossenheim zur Untersuchung von Fra-
gestellungen zum Pflanzenschutz im Obstbau unterstreicht. Glei-
chermaßen wäre der Standort Dossenheim für Untersuchungen 
zum Pflanzenschutz im Weinbau geeignet. Aus Sicht der BBA 
wäre die Vereinigung der beiden Institute am Standort Dossen-
heim die beste Lösung, gefolgt vom Belassen des Status quo. 
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Erste Erfahrungen nach der Novellierung des Pflan-
zenschutzgesetzes 
Vizepräsident Dr. GüNDERMANN berichtet über Eilverfahren vor 
dem Verwaltungsgericht Braunschweig, in denen Firmen die 
Fortsetzung der Zulassung ihrer Präparate erstreiten wollten. Ins-
gesamt waren 19 Pflanzenschutzmittel streitbefangen. Bei sechs 
Pflanzenschutzmitteln obsiegten die Firmen erstinstanzlich, fünf 
hiervon sind im Beschwerdeverfahren. Hinsichtlich weiterer 
fünf Pflanzenschutzmittel sind die Firmen in das Beschwerde-
verfahren gegangen. Für neun der streitbefangenen Pflanzen-
schutzmittel ist das Verfahren inzwischen beendet. Der Streit ba-
siert im Wesentlichen darauf, dass die Firmen bisher nicht alle 
Unterlagen nach Anhang II und III der Richtlinie 91/414/EWG 
erarbeitet hatten. Da das novellierte Pflanzenschutzgesetz nur 
zugelassenen Pflanzenschutzmitteln Bestandsschutz einräumt, 
müssen die Firmen bei jedem zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Pflanzenschutzgesetzes ( 1. Juli 1998) noch nicht entschiede-
nen Zulassungsantrag ein komplettes Datenpaket zu den Anhän-
gen II und Ill der Richtlinie 91/414/EWG vorlegen. 
Als neuer Prüfbereich bei der Zulassung von Pflanzenschutz-
mitteln ist die Eignung für die Anwendung im Haus- und Klein-
garten hinzugekommen. Nach den von der BBA veröffentlichten 
Prüfkriterien ist die Eignung eines Mittels für die Anwendung im 
Haus- und Kleingarten im Wesentlichen abhängig von der Toxi-
zität, der Dosierfähigkeit und der Verpackungsgröße. Dr. GüN-
DERMANN verweist hierzu auf eine Bekanntmachung im Nach-
richtenblatt des Deutschen Pflanzenschutzdienstes (51 (1), 1999, 
S. 23-24). 
Als weitere Bereiche, in denen noch Klärungsbedarf besteht, 
führt Dr. GüNDERMANN die noch zu harmonisierenden offenen 
Prüfbereiche in Anhang VI der Richtlinie 911414/EWG, das 
Lückenindikationsve1fahren gemäß§§ 18, 18a PflSchG und den 
bisher nicht gesetzlich geregelten Parallelimport von Pflanzen-
schutzmitteln an. 
Ergänzend weist Dr. KOHSIEK darauf hin, dass das novellierte 
Pflanzenschutzgesetz verschiedene Wege der Zulassung von 
Pflanzenschutzmitteln aufzeigt und es außerdem noch Über-
gangsvorschriften für Pflanzenschutzmittel gibt, die bis 30. Juni 
200 l gelten. Neben dem Zulassungsve1fahren für Pflanzen-
schutzmittel gibt es Verfahren, in denen bestimmte Stoffe in Li-
sten aufgenommen werden. Dies betrifft zum Beispiel Pflanzen-
stärkungsmittel und Zusatzstoffe. Im vergangenen Jahr wurden 
45 Anträge auf erstmalige und 32 Anträge auf erneute Zulassung 
eines Pflanzenschutzmittels gestellt. 
Aussprache des Wissenschaftlichen Beirates 
Der Wissenschaftliche Beirat unterstreicht die Notwendigkeit, 
die Hoheitsaufgaben zu Lasten der Forschungsarbeiten zu inten-
sivieren. Gleichzeitig wird aber auch gesehen, dass hier bereits 
eine kritische Grenze erreicht worden ist. Die Beiratsmitglieder 
betonen die große Bedeutung der Drittmittelforschung und be-
werten das Engagement der BBA in diesem Bereich positiv. Da 
die durch den Personalabbau bedingte Reduzierung im Bereich 
der Forschung durch die Einwerbung von Drittmitteln jedoch 
nicht vollständig ausgeglichen werden kann, werden in Zukunft 
weniger Forschungsthemen bearbeitet werden können. Präsident 
KLJNGAUF erläutert, dass eine Gesamtbewertung aller For-
schungsvorhaben durch die Leitung der BBA geplant ist. Nach 
der Erfassung aller Forschungsthemen wird eine Schwerpunkt-
bildung erfolgen, die die Grundlage für die zukünftige Lenkung 
der Forschungsarbeiten der BBA bilden soll. Der Wissenschaft-
liche Beirat begrüßt dieses Vorhaben und äußert den Wunsch, 
dass das Ergebnis dieser Forschungsplanung auf der kommenden 
Beiratssitzung dargestellt wird. 
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Zu den zukünftigen Standortfragen der BBA wird von den 
Mitgliedern des Wissenschaftlichen Beirates folgendes ange-
merkt: 
Der Wissenschaftliche Beirat befürwortet vorrangig den 
Standort Dossenheim als gemeinsamen Standort für die Insti-
tute für Pflanzenschutz im Obstbau und für Pflanzenschutz im 
Weinbau und verweist auf die Stellungnahme des Beirates 
zum Rahmenkonzept für die Bundesforschungsanstalten im 
Geschäftsbereich des BML vom 29. März 1996, in der bereits 
die Errichtung eines Standortes Süd der BBA vorzugsweise in 
Dossenheim empfohlen wurde. Neben der vorhandenen Infra-
struktur wird die Nähe zur Universität Heidelberg als zusätz-
licher Vorteil dieses Standortes gesehen. Eine Entscheidung 
für den Standort Siebeldingen der Bundesanstalt für Züch-
tungsforschung an Kulturpflanzen, auch wenn nur das Institut 
für Pflanzenschutz im Weinbau nach dort verlagert werden 
sollte, hält der Wissenschaftliche Beirat für bedenklich und der 
Aufgabenerledigung der B BA keinesfalls zuträglich. 
Hinsichtlich des Standortes Ost befürwortet der Wissenschaft-
liche Beirat aufgrund der vorhandenen Infrastruktur und der 
Nähe zur Universität den Standort Berlin-Dahlem. 
Die Beiratsmitglieder nehmen zur Kenntnis, dass die in 
Braunschweig erforderlichen Baumaßnahmen noch nicht wei-
ter gediehen sind. Der baldige Beginn wird aber als unbe-
dingte Voraussetzung für die geplante Konzentration von Ein-
richtungen der BBA an diesem Standort gesehen, wenn bei 
den gegebenen Stelleneinsparungen durch Synergieeffekte die 
gleichbleibend hohe Arbeitsqualität der Anstalt gesichert wer-
den soll. 
Ort und Termin der nächsten Sitzung 
Die nächste Beiratssitzung soll am 5. September 2000 in Berlin 
stattfinden. 
Besichtigung des Instituts für Pflanzenschutz im 
Obstbau 
Im Anschluss an die Sitzung erhalten die Mitglieder des Wissen-
schaftlichen Beirats Gelegenheit, das Institut für Pflanzenschutz 
im Obstbau zu besichtigen. 
Protokoll: CORDULA GATIERMANN 
Fördergemeinschaft Nachhaltige Land-
wirtschaft hat ihre Arbeit aufgenommen 
Nach einjähriger Vorbereitung hat die Fördergemeinschaft Nach-
haltige Landwirtschaft (FNL) am 14. Januar 2000 ihre Arbeit 
aufgenommen. Träger sind die Mitglieder der bisherigen Verei-
nigungen Arbeitsgemeinschaft Deutsches Fleisch (AGF) und 
Fördergemeinschaft Integrierter Pflanzenbau (FIP), also Organi-
sationen, Verbände und Unternehmen aus Landwirtschaft, ge-
werblicher Wirtschaft, Wissenschaft und Beratung. 
Mitglieder des Vorstandes der FNL sind: 
• Ehrenpräsident REINER LATIEN als Vorsitzender 
• Dr. GERHARD PRANTE als stellvertretender Vorsitzender 
• Dr. HEINZ CHRISTIAN GREIF als Schatzmeister 
• Präsident HEINZ CHRISTIAN BÄR 
•Präsident FRANZ JOSEF MÖLLERS 
•Dr. JOCHEN WuLFF 
Zum Geschäftsführer wurde Dr. HELMUT NIEDER, der bisher 
schon die Geschäftsführung von AGF und FIP innehatte, bestellt. 
FIP und die AGF werden nach 14 bzw. nach 6 Jahren ihre Ei-
genständigkeit aufgeben und ihre erfolgreiche Arbeit als FNL 
fortführen. 
Grundlage der FNL sind zwei wesentliche Elemente: 
1. Das gemeinsame Leitbild der „nachhaltigen Entwicklung". 
2. Die gemeinsame Verpflichtung darauf, die nachhaltige Ent-
wicklung in der Landwirtschaft zu fördern und in der Offent-
lichkeit deren positive Wirkung hervorzuheben. 
Ausführlich ist dies in einem Grundlagenpapier „Grundsätze 
und Ziele der FNL" niedergelegt, das in der Geschäftsstelle der 
FNL angefordert werden kann. 
Quelle: Pressemitteilung der FNL vom 14. Januar 2000 
Drei landwirtschaftliche Forschungsinsti-
tute in Holland schließen sich zusammen 
CPRO (Centre for Plant Breeding and Reproduction Research), 
IPO (Research Institute for Plant Protection) und AB (Research 
Institute for Agrobiology and Soil Fertility), drei international 
bekannte Agra1forschungsinsti tute Hollands, haben sich am 1. 
Januar 2000 zusammengeschlossen. Plant Research Interna-
tional ist der Name des neuen Instituts für strategische Pflan-
zenforschung. Das neue Institut deckt den gesamten For-
schungsbereich in und um die Pflanze ab und gehört - wie bis-
her die drei Einzelinstitute - der DLO an, der Organisation für 
landwirtschaftliche Forschung an der Universität Wageningen. 
Anschri ft: Plant Research International, P.O.Box 16, NL-6700 
AA Wageningen. 
Weitere Informationen im Internet unter: www.plant. wageningen-
ur.nl G ERLINDE N ACHTIGALL (Braunschweig) 
Gute fachliche Praxis wird EU-weiter 
Standard 
Eine aktuelle Verlautbarung der EU, die auch die gute fachliche 
Praxis im Pflanzenschutz betrifft, ist vom 15. November 1999 
datiert (12917/99) „Strategy on environmental integration and 
sustainable development in the common agricultural policy 
established by the Agricultural Council" . 
In dem recht umfänglichen Material findet sich unter Punkt 15 
eine sehr wichtige Aussage: 
Integration of the environment into the CAP starts by recog-
nising that a reference level of good agricultural practices 
which is dependent on !ocal conditions should be respected in 
all agricultural areas of the EU. The general principle is that 
where farmers provide services to the environment beyond the 
reference level of good agricultural practices, these should be 
adequately remunerated. Certain methods of agricultural pro-
duction, for example organic farming, integrated production 
and traditional low-input farming and typical Iocal produc-
tions, provide a combination ofpositive environmental, social 
and economic effects. 
Hier wird zum ersten Mal die integrierte Produktion gleich-
wertig im Hinblick auf Umweltschonung und N achhaltigkeit ne-
ben den ökologischen Landbau gestellt. Mehrfach (Punkt 43, 65, 
91) findet sich der Hinweis, dass die gute fachliche Praxis der 
von allen einzuhaltende Standard ist und dass darüber hinausge-
hende Leistungen zu vergüten sind, so eben auch integrierte Me-
thoden und Verfahren. Dies wird nicht nur dazu beitragen, die 
Wettbewerbsverzerrungen in den EU-Ländern etwas auszuglei-
chen, es entspricht darüber hinaus auch vollständig den deut-
schen Auffassungen über zukünftige Entwicklungen und Gestal-
tungen im Bereich des Pflanzenschutzes. 
U. BuRTH (Kleinmachnow) 
Die Abteilung für Pflanzenschutzmittel und Anwen-
dungstechnik der BBA gibt bekannt: 
Information zur dritten Stufe des Arbeits-
programms gemäß Artikel 8 Absatz 2 
der Richtlinie des Rates 91/414/EWG 
- RENDER PROJECT 
Information on the third stage of the programme of 
work referred to in Article 8 (2) of Council Directive 
91/414/EEC - RENDER PROJECT 
19. Mitteilung zur EU-Wirkstoffprüfung (Pflanzen-
schutzmittel1) 
Allgemeine Hinweise 
Die Prüfung von Wirkstoffen, die sich zwei Jahre nach dem Zeit-
punkt der Bekanntgabe der Richtlinie des Rates 9 1/414/EWG am 
25. Juli 1993 in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union be-
reits im Handel befanden, erfolgt gemäß Artikel 8 Abs. 2 der 
Richtlinie in einem Arbeitsprogramm für die schrittweise Prü-
fung dieser Wirkstoffe bis zum 25. Juli 2003. 
Die erste Stufe dieses Programms wurde mit der Verordnung 
(EWG) Nr. 3600/92 der Kommission vom 11. Dezember 1992 
fes tgelegt und begonnen. Sie ist noch nicht abgeschlossen. 
Mit der im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft veröf-
fentlichten Verordnung (EG) Nr. 451/2000 der Konunission wird 
die Prüfung der verbleibenden Wirkstoffe unter Berücksichti-
gung der Eifahrungen der ersten Stufe fortgesetzt, geändert und 
beschleunigt. 
Angesichts der großen Zahl der noch zu bewertenden Wirk-
stoffe (ca. 700) wird das Programm in melu·eren Stufen fortge-
setzt. In einer zweiten Stufe werden die in einer Liste aufgeführ-
ten Wirkstoffe einer ausführlichen Prüfung zugeführt, wälu·end 
in einer dritten Stufe die folgende Prüfung der verbleibenden 
Wirkstoffe vorbereitet wird. 
Hinsichtlich der zweiten Stufe der Prüfung von 148 Wirkstof-
fen, deren Antragstellung innerhalb von 6 Monaten zu erfolgen 
hat, wird hier nur auf die o. g. Verordnung und die diesbezügli-
chen Regelungen der EU-Mitgliedstaaten verwiesen (siehe auch 
18. Mitteilung zur EU-Wirkstoffprüfung 1). 
Spezielle Hinweise zur dritten Stufe 
Für die dritte Stufe der Prüfung hat die Europäische Kommission 
folgende Stelle benannt und sie beauftragt, die in Artikel l l der 
Verordnung genannten Aufgaben im Namen der Kommission 
wahrzunehmen: 
Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft 
(RENDER PROJECT) Messeweg 1111 2, D-38104 Braunschweig. 
Hersteller im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 der Verordnung, 
die im Rahmen des Arbeitsprogramms die Aufnahme eines in 
Anhang II der Verordnung genannten Wirkstoffes in Anhang I 
der Richtlinie wünschen, müssen bei der Biologischen Bundes-
anstalt (RENDER PROJECT) rechtzeitig einen entsprechenden 
Antrag stellen. Der Antrag e1folgt für jeden Wirkstoff einzeln 
und in zwei Schritten - als erste und zweite Notifizierung - so-
wohl auf Papier als auch in elektronischer Form als Datei in dem 
vom RENDER-Team zur Verfügung gestellten Formu lar. 
Das Formular kann ab Inkrafttreten der Verordnung (!. März 
2000) von der Internetseite der BEA (http://www.bba.de/ 
1) 18. Mitteilung siehe WILKEN!NG,A„ J.-R. LUNDEHN und H. KoHS!Ek, 2000: 
Verordnung zur 2. und 3. Stufe der EU-Wirkstoffprlifung - Notifizienmgen 
für die 2. Stufe in Deutschland. Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. 52 (4), 
s. 102. 
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english/render.htm) heruntergeladen werden. Dort finden die 
Hersteller auch laufend aktualisierte Informationen zum REN-
DER PROJECT. Auf Anforderung wird das Formular dem An-
tragsteller auch auf CD oder Diskette zugesandt. 
Der 1. Schritt der Antragstellung muss innerhalb von 3 Mo-
naten nach Inkrafttreten der Verordnung, d. h. bis zum 31. Mai 
2000, erfolgen. 
Nach Eingang dieser Unterlagen erhalten dann auf Anforde-
rung alle Antragsteller (Notifizierer) vom RENDER-Team Un-
terlagen und weitere Hinweise für den zweiten Schritt der An-
tragstellung, der bis zum 30. November 2000 abzuschließen ist. 
Oie Anträge werden vom RE ND ER-Team nur dann angenom-
men, wenn die in Anhang V Teil 2 der Verordnung genannten 
Kriterien erfüllt sind, i. e. der Antrag wurde 
1. innerhalb der Fristen gemäß Artikel l 0 Abs. 2 eingereicht; 
2. von einem Antragsteller eingereicht, der ein Hersteller 
gemäß Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a) eines Wirkstoffes im 
Sinne der Richtlinie ist; 
3. in dem Format gemäß Anhang IV, Teil 2 eingereicht. 
Darüber hinaus muss sich bei der Vollständigkeitskontrolle 
gezeigt haben, dass 
4. die vorgelegten Unterlagen hinreichend vollständig sind 
oder ein Plan zur ihrer Vervollständigung vorgelegt wurde; 
5. die Liste der „Endpunkte" ausreichend vollständig ist und 
6. die Gebühr gemäß Artikel 13 entrichtet wurde. 
Die Gebühr ist rechtzeitig zum Zeitpunkt der Einreichung des 
Antrages an die Biologische Bundesanstalt zu entrichten. Siebe-
trägt 5.000 EURO für jeden Wirkstoff und für jeden Antrag. 
Die Gebühr ist auf das Konto 25001000, BLZ 25000000, Lan-
deszentralbank Hannover (Stichwort: BBA-RENDER unter 
Angabe der Referenznummer des Antrages) zu überweisen. 
Alternativ kann die Entrichtung auch per Verrechnungsscheck 
zusammen mit dem Antrag e1folgen . 
Den Antragstellern werden nach Abschluss des RENDER 
PROJECT evtl. zuviel gezahlte Gebühren anteilsmäßig zurück-
erstattet. 
Ansprechpartner für das RENDER PROJECT sind: DR. ARND 
VERSCHWELE, Tel. +49/531/299-3481 und Dr. UWE PINGEL, Tel. 
+49/531/299-3482, E-Mail render@bba.de, Fax +49/53 l.1299-
3019. Weitere aktuelle Informationen zum RENDER PROJECT 
siehe homepage der BBA im Internet: http://www. bba. de/ 
english/render.htm 
Announcement 
The Departmentment of Plant Protection Products and Applica-
tion Techniques of the Federal Biological Research Centre for 
Agriculture and Forestry, Germany announces 
Information on the third stage of the programme of 
work referred to in Article 8 (2) of Council Directive 
91/414/EEC- RENDER PROJECT-
General information 
The evaluation of active substances on the market in Member 
States of the European Union two years after the notification of 
Council Directive 9 l/414/EEC referred to in Art. 8 (2), is imple-
mented stepwise by a programme of work until 25 July 2003, i.e. 
12 years after notification of the Directive. 
The first stage of the programme of work was laid down by Com-
mission Regulation (EEC) No 3600/92 of 11 December 1992. This 
first stage is ongoing. 
By notification in the Official Journal of the European 
Communities of Commission Regulation (EC) No 451/2000 the 
evaluation of the remaining existing active substances - taking 
into account experience from the first stage - continues and 
speeds up. 
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Given the very high number of existing active substances on 
the market still tobe evaluated (approx. 700) a further work pro-
gramme in several phases has been provided. Therefore, a sec-
ond stage will provide the detailed evaluation of active sub-
stances listed, while a third stage will prepare for the subsequent 
evaluation of the remaining active substances. 
Regarding the second stage of the evaluation with 148 active 
substances to be notified within 6 months we refer to the Regu-
lation and the coITcsponding rules of Member States. 
Specific information regarding the third stage of the 
programme 
For the third stage of the programme the European Commission 
designated the following body to perform on behalf of the Com-
mission the tasks referred to in Article 11: Biologische Bundes-
anstalt für Land- und Forstwirtschaft (RENDER PROJECT), 
Messeweg 11/12, D-38104 Braunschweig 
Any producer wishing to secure the inclusion of an active sub-
stance (referred to in Annex II of the Regulation) in Annex I of 
the Directive shall so notify to the Biologische Bundesanstalt 
(RENDER PROJECT) in time. 
This notification has tobe submitted for each active substance 
by each producer separately in two steps, first and second notifi-
cation - both on µaper and as a computer readable file - the for-
mat of which will be defined and provided by the RENDER 
Team. The form can be downloaded from the internet http:// 
www.bba.de/english/render.htm from the date the Regulation 
enters into force (1 March 2000). Furthermore, this address is a 
source of continuously updated information on RENDER PRO-
JECT. On request, the form will be sent to the producer (notifier) 
on CD or disk. 
The first step ofthe notification tobe submitted has tobe taken 
within three months of the date of entry into force of the Regu-
lation, i.e. until 3 1 May 2000. 
After having submitted the first notification, notifiers are pro-
vided by the RENDER Team on request with further documents 
and instructions on the second notification, tobe submitted until 
30 November 2000. 
A notification will only be accepted by the RENDER Team 
according to the criteria referred to in Annex V, Part 2 of the Reg-
ulation, i.e. if the following is satisfied: 
1. it is presented within the time limit referred to in Article 10 (2) 
2. it is introduced by a notifier who is a producer as defined in 
Article 2 (2) (a) for an active substance as defined by the Di-
rective 
3. it is presented in a formal as provided for in Annex IV, Part 2. 
In addition - after the completeness check - it should appear that 
4. the submitted documents are sufficiently complete or a time 
plan to complete it is proposed 
5. the list of end points is sufficiently complete 
6. a fee as referred to in Article 13 has been paid 
The fee has tobe paid at the time of the submission of the first 
notfication to the BBA (RENDER PROJECT) and amounts to 
5000 EURO for each active substance and each notification. The 
fee has tobe paid to account No: 25001000, BLZ 25000000, 
Landeszentralbank Hannover (Reference: BBA-RENDER men-
tioning the reference number of the notification) 
Alternatively the fee could be paid by enclosed voucher 
cheque during submission of the first notification. 
If the total amount of fees paid by all notifiers exceeds the cost 
after finishing the RENDER PROJECT the balance will be re-
funded to the notifiers in equal shares. 
Contacts for notifiers in the BBA (RENDER Team): Dr. 
Arnd Verschwele, Tel. +49/531/299-3481, Dr. UWE P!NGEL Tel. 
+49/531/ 299- 3482, Email render@bba.de, Fax +49/53 1/299-
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3019. For further information and updates on RENDER PRO-
JECT contact http://www.bba.de/english/render.htm 
J.-R. LUNDEHN, A. VERSCHWELE und U. PrNGEL 
(Braunschweig) 
Verordnung zur 2. und 3. Stufe der EU-
Wirkstoffprüfung - Notifizierungen für die 
2. Stufe in Deutschland 
18. Mitteilung zur EU-Wirkstoffprüfung (Pflanzen-
schutzrnitte11) 
Die Prüfung von Wirkstoffen, die in vor dem 26. Juli 1993 im 
Bereich der EU-Mitgliedstaaten auf dem Markt befindlichen 
Pflanzenschutzmittel~ enthalten waren, erfolgt gemäß Artikel 
8 Abs. 2 der Richtlinie 911414/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 
über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln mit einem 
rremeinschaftlichen Arbeitsprogramm für die schrittweise Prü-
funrr innerhalb von 12 Jahren (1991 bis 2003). Die !. Stufe des 
Pro;ramms zur Überprüfung der ersten 90 Wirkstoffe wurde 
mit der Verordnung (EWG) Nr. 3600/92 der Komm1ss1on vom 
11. Dezember 1992 eingeleitet. Diese Arbeiten dauern zur Zeit 
noch an. 
Zur Prüfung der verbleibenden ca. 700 Wirkstoffe hat der Stän-
dige Ausschuss Pflanzenschutz der Europäischen Kommission 
(DG SANCO) am 14. Dezember 1999 einstimmig der Verord-
nung (EG) Nr. 451/2000 (im weiteren: Verordnung) zur 2. und 3. 
Stufe der EU-Wirkstoffprüfung zugestimmt. Nach Beteiligung 
des Europäischen Parlamentes und Zustimmung der Kommission 
ist die Verordnung am J. März 2000 in Kraft getreten. Damit be-
rrinnen die in der Verordnung festgelegten Fristen zu laufen. In 
dieser Mitteilung werden nur die Fristen und der unmittelbare 
Handlungsbedmf für die 2. Stufe aufgezeigt. Für die 3. Stufe er-
foJat eine aesonderte Mitteilung. Zur detaillierten Beschreibung 
b b . 
der Verordnung ist eine Veröffentlichung in Vorbereitung. 
Deutschland ist als berichterstattender Mitgliedstaat für fol-
gende Wirkstoffe der 2. Stufe genannt: Dimefox, Phosphamidon, 
Profenofos, Butocarboxim, Butoxycarboxim, Ethiofencarb, Me-
thiocarb, Dimethenamid, Dimethomorph, Metribuzin, Rimsulfu-
ron, Terbutryn, Bronopol, Chloral-semi-acylal und Chloral-bis-
acylal. ...... ... .......... . 
Für diese Wirkstoffe ist gemäß Artikel 4 der Verordnung m-
nerhalb von 6 Monaten nach Inkrafttreten ein Antrag bei der Bio-
logischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft (BB~). 
Abteilunrr für Pflanzenschutzmittel und Anwendungstechmk, 
Messew:g 11/12, 38104 Braunschweig zu stellen. Eine Kopie 
des Antrages ist an die Europäische Kommission, GD SANCO, 
Referat E 1, Rue de la Loi 200, B- 1049 Brüssel zu richten. Ein 
Antragsmuster ist aus dem Internet (http://www.bba.de/Pflan-
zenschutz/Pfl anzenschu tzmittel/EU-Wirkstoffprüfung/ Antrags-
muster ... ) abrufbar oder bei der BBA elektronisch oder als 
Papierversion erhältlich. 
Hersteller, die für einen Wirkstoff innerhalb der festgelegten 
Fristen keinen Antrag gestellt haben oder deren Antrag nicht die 
Kriterien des Anhangs V Teil 1 der Verordnung erfüllt, können an 
dem Arbeitsprogramm nur zusammen mit einem oder mehreren 
Antraastellern teilnehmen, deren Antrag gemäß Artikel 5 Abs. 2 
b . . 
angenommen wurde, indem sie gemeinsame Unterlagen emre1-
chen. 
1) 17. Mitteilung siehe LUNDEHN, J.-R„ J. KUNZE und H. KOHSIEK, 2000: 
Information interessierter Dritter über die Ergebnisse der EU-Wirkstoffprü-
fung. Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. 52 (3 ), S. 68- 71. 
Mit der Einreichung des Antrages ist für die Arbeiten gemäß 
Artikel 5 Abs. l (Prüfung der Notifizierungen) und Artikel 
7 (Vollständigkeitsprüfung) eine erste Teilgebühr von 15000.-
DM zu entrichten. Die Gebühr wird gemäß Artikel 12 der Ver-
ordnung erhoben und unter keinen Umständen zurückerstattet. 
Ansprechpartner in der BBA: 
Herbizide, Wachstumsregler, Dr. BRUNO, Tel.: 05 31/2 99-34 55, 
Fax: 05 31/2 99-3003, E-Mail: h.bruno@bba.de. 
Fungizide, Insektizide, Akarizide u. a. Frau ADAM, Tel: 05 31/ 
2 99-34 57, Fax: 05 31/2 99-3003, E-Mail: e.adam@bba.de. 
Gebi.ihrenfragen, Herr WINTER, Tel: 05 3112 99-34 03, Fax: 05 31/ 
2 99-30 02, E-Mail: c.winter@bba.de. 
A. WILKENING, J.-R. LUNDEHN 
und H. KoHSIEK (Braunschweig) 
Die Abteilung „Pflanzengesundheit" der BBA teilt mit: 
EPPO-Konvention aktualisiert 
Mit einer Entscheidung des EPPO-Rates vom September 199.9 
wurde die Konvention, die Grundlage der Pflanzcnschutzorgam-
sation für Europa und den Mittelmeerraum (EPPO) ist, aktuali-
siert. Dies war notwendig geworden, um einerseits den aktuellen 
Entwicklungen im Rahmen des Internationalen Pflanzen-
schutzübereinkommens (etabliert im Rahmen der FAO) Rech-
nung zu tragen und andererseits die Aktivitäten der EPPO im 
Pflanzenschutz allgemein besser abzudecken. 
Allgemeines Ziel der EPPO nach Artikel 1 der neugefassten 
Konvention ist die Unterstützung der Mitgliedsländer in ihrem 
Ziel 
„a) die Pflanzengesundheit bei gleichzeitiger Erhaltung der Ge-
sundheit von Mensch und Tier sowie der Umwelt sicherzu-
stellen; 
b) den Schutz von Pflanzen und Pflanzenerzeugnissen gegen 
Schadorganismen durch Kooperation zwischen den Mit-
glieds/ändern w ve1folgen und zu entwickeln und ihre inter-
nationale Verbreitung und insbesondere ihre Einschleppung 
in gefährdete Gebiete zu verhindern; 
c) internationale harmonisierte pflanzengesundheitliche und 
andere amtliche Pflanzenschutzmaßnahmen Zlt entwickeln 
und, wo angebracht, Standards hie1für auszuarbeiten; 
d) die abgestimmten Ansichten der Mitgliedslände1; wo ange-
bracht, gegenüber der FAO, der WTO und anderen regiona-
len Pflanzenschutzarganisationen und anderen Kö1per-
schafte11 mit ähnlichen Verantwortungsbereichen zu vertre-
ten. " 
In Artikel 2 werden Definitionen aufgegriffen, die mit der letzten 
Änderuno des Internationalen Pflanzenschutzi.ibereinkommens 
1997 auch dort verankert wurden. Die wichtigsten neu definier-
ten Begriffe sind: 
- gefährdetes Gebiet, 
- internationale Standards, 
- Einschleppung, 
- Risikoanalyse von Schadorganismen, 
- pflanzengesundheitliche Maßnahme, 
- Quarantäneschadorganismen und geregelte Nicht-Quarantäne-
schadorganismen. 
Weiterhin werden in Artikel 5 die Aufgaben der EPPO neu be-
schrieben. 
Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. 52. 2000 
„Die Al{f'gaben der Organisation sind: 
a) die Entwicklung von 
1. Prinzipien guter Praxis bei der Anwendu11g pflanzenge-
sundheitlicher Maßnahmen und dem Pflanzenschutz allge-
mein; 
2. regio11a/e11 Standards; 
b) die Förderung 
1. der Harmonisierung pflanzengesundheitlicher und anderer 
amtlicher Pflanzenschutzmaßna/1111en; 
2. der Vereinfachung und Vereinheitlichung pflanzengesund-
heitlicher Regelungen und Zertifikate; 
c) die Beratung der Mitgliedsländer bei 
1. technischen Maßnahmen, die notwendig für die Verhinde-
rnng der Einschleppung und Ausbreitung von geregelten 
Schado1~f?anis111e11 sind; insbesondere Maßnahmen für die 
Inspektion, Testung, Zert{fizierung, Behandlung, Erhebung 
des Auftretens von Schadorganismen und ihrer Ausrottung; 
2. administrativen und legislativen M(1ß11ah111e11, die zur Ver-
hindenmg der Einschleppung und Ausbreitung geregelter 
Schadorga11is111en notwendig sind, einschl. im Besonderen 
der Risikoanalyse für Schadorganismen und der Erstellung 
und Aktualisierung von Listen geregelter Schado1~f?w1is­
men; 
3. notwendigen Maßnahmen für die R egistrierung oder Ge-
nehmigung von Pflanzenschutzmitteln undfiir die Kontrolle 
ihres lnverkehrbringens und ihren Gebrauch in ihrem Ho-
heitsgebiet in Übereinstimmung mit den Prinzipien der 
guten Pflanzenschutzpraxis sowie, wenn möglich, mit den 
Prinzipien des integrierten Pfla11zenschutzes; 
d) wo möglich, die Koordinierung und Förderung von interna-
tionalen Kampagnen zwischen Mitglieds/ändern gegenüber 
bestinunte11 Schado1ganismen; 
e) die Erleichtem11g der Zusal/l111e11arbeit bei der Forschung 
über Schadorganismen und den Methoden ihrer Bekämpfung 
und bei dem Austausch über die relevanten wissenschqftlichen 
b(f'ormationen; 
f) die Verbreitung von biforl/lationen 
1. durch Erhalt von biformationen vo11 Mitglieds/ändern über 
das Vorkommen, den Ausbruch oder die Ausbreitung von 
Schadorganismen und durch Weiterleitung dieser l11j'or111a-
tio11en an die Mitgliedsländer; 
2. durch Austausch von biformationen über nationale pflan-
zengesundheitliche Gesetzgebung, die Listen von geregel-
ten Schadorganismen oder anderen Maßnahmen, die das 
freie Verbringen von Pflanzen und Pflanzenprodukten be-
schränken; 
3. durch die Einrichtung eines Dokumentations- und biforma-
tionsdienstes und Veröffentlichung von Material über den 
technischen oder wissenschqftlichen Fortschritt in geeigne-
ter Form; 
g) allgemein alle notwendigen und geeigneten Mqßnahmen zu 
e1greife11, um die Ziele der Organisation zu erreichen." 
Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. 52. 2000 
Personalien 103 
Die Neufassung der Konvention entspricht den aktuellen 
Tätigkeitsschwerpunkten der EPPO. Der vollständige Text der 
Konvention ist unter www.eppo.org/html/convention.html und 
in deutscher Sprache demnächst in den Amtlichen Pflanzen-
schutzbestimmungen zu finden. J.-G. ÜNGER 
Abteilung für nationale und internationale 
Angelegenheiten der Pflanzengesundheit der BBA 
(Braunschweig) 
PERSONALIEN 
Kurt Henseler im Ruhestand 
Dei- langjährige Leiter des Fachbereiches Pflanzenschutz im Obstbau, 
Weinbau sowie Haus- und Kleingarten des Pflanzenschutzdienstes der 
Landwirtschaftskammer Rheinland Herr KURT HENSELER ist in den Ru-
hestand getreten. 
KURT HENSELER wurde am 30. 12. 1934 in Stuttgart Bad Cannstatt ge-
boren. Nach Gärtnerlehre und Gehilfenzeit studierte er in Berlin Gar-
tenbau. Seine bemfliche Laufbahn führte ihn zunächst zum Pflanzen-
schutzamt in Schleswig-Holstein und zum Garten- und Friedhofsamt in 
Hamburg, ehe er am l. Februar 1962 seinen Dienst beim Pflanzen-
schutzamt der Landwirtschaftskammer Rheinland aufnahm. Bis zum 
Jahre 1990 war er für den Pflanzenschutz im Zierpflanzenbau und in der 
Baumschule zuständig. Durch sein praxisorientiertes Versuchswesen, 
sein Beratungsgeschick, seine zahlreichen Veröffentlichungen und Vor-
träge hat er sich über die Grenzen des Rheinlandes hinaus großes Anse-
hen erworben. Aufgrund seiner Verdienste wurde er im März 1991 zum 
Leiter des Fachbereiches Obstbau, Weinbau und Kleingartenwesen des 
Pflanzenschutzamtes ernannt. Im Fachbereich Obstbau hat er sich mit 
seinem gesamten Engagement erfolgreich für den kontrolliert integrier-
ten Anbau eingesetzt. 
Den vielen Hobbygärtnern widmete er sein Engagement im Dienst 
und in der Freizeit. Zahlreiche Fachberater Pflanzenschutz für das Klein-
gartenwesen wurden von ihm ausgebildet. In Presse, Funk und Fernse-
hen hat er sein Wissen zur Gesunderhaltung von Pflanzen in Haus und 
Garten weitergegeben. Fiir den verdienten Ruhestand wünschen wir ihm 
alles Gute. 
Die Nachfolge von Herrn HENSELER im Pflanzenschutzdienst Bonn 
hat Herr ADRIAN ENGEL angetreten. 1964 in Bonn geboren, hat er nach 
dem Schulabschluss zunächst im Alten Land eine Gärtnerlehre im Obst-
bau absolviert, ehe er von 1989 bis 1994 an der Universität Bonn Agrar-
wissenschaften mit obstbaulichem Schwerpunkt studierte. Damit hat er 
eine gediegene Ausbildung im Obstbau erfahren. Nach Studienaufent-
halten in den Obstanbauzentren Kaliforniens und Neuseelands kehrte er 
1996 an das Institut für Obst- und Gemüsebau der Universität Bonn 
zurück, wo er neben einem obstbaulichen Forschungsthema auch die 
Aufgaben des kommissarischen Administrators de7- Versuchsanlage 
Klein-Altendorf übernahm. 
Im Pflanzenschutzdienst Bonn der Landwirtschaftskammer Rhein-
land hat He!T ENGEL den Aufgabenbereich Pflanzenschutz im Obstbau, 
im Weinbau sowie im Haus- und Kleingartenbereich übernommen. Wir 
wünschen ihm für diese Tätigkeit viel Erfolg. 
B. BöHMER (Bonn) 
